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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 RS 13/13 B 
 
L 1 R 272/11 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 15 R 30/09 (SG Magdeburg) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. April 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 6. Dezember 2012 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 6.12.2012 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf Fest-

stellung von Jahresendprämien für den Zeitraum 1975 bis 1989 als zusätzliche Arbeitsentgelte 

im Rahmen von Zeiten der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversorgung der technischen In-

telligenz verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG und Verfahrensfehler iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger hat es bereits versäumt, eine abstrakte Rechtsfrage zu formulieren. Es ist aber nicht 

Aufgabe des Beschwerdegerichts, die Beschwerdebegründung daraufhin zu analysieren, ob 

sich dieser eine Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung entnehmen ließe. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt zum einen eine Verletzung des § 103 SGG. 

 

Hierzu trägt er vor, das LSG sei seinen Beweisanträgen nicht hinreichend gefolgt. So seien we-

der der ehemalige Hauptbuchhalter des VEB Landmaschinenbau, G.           K.        , noch der 

ehemalige Direktor des VEB T.               H.              und jetzige geschäftsführende Gesellschaf-

ter der T.          GmbH H.          , B.     M.     , als Zeugen gehört worden. 

 

Mit diesem Vorbringen ist eine Verletzung der tatrichterlichen Sachaufklärungspflicht nicht ord-

nungsgemäß bezeichnet. 

 

Der Kläger hat bereits nicht dargetan, dass er im Berufungsverfahren einen prozessordnungsge-

mäßen Beweisantrag gestellt habe. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisan-

trags muss nicht nur die Stellung des Antrags selbst, sondern auch aufzeigt werden, über wel-

che im Einzelnen bezeichneten Punkte mit welchen Beweismitteln der ZPO Beweis erhoben 

werden sollte. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsachenbehauptung 

und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 

mwN). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. Zu welchen Tatsachen 

die Zeugen K.     und M.     vernommen werden sollten, hat der Kläger nicht angegeben. 

 

Zudem ist der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen, dass der Kläger die Anträge auf 

Vernehmung der Zeugen K.     und M.      bis zum Ende des Berufungsverfahrens aufrechter-

halten habe. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungs-
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pflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in ei-

nem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der 

maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten - wie dem Kläger - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündli-

chen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Hierzu ist nichts vorgetra-

gen. 

 

Soweit der Kläger zum anderen rügt, das LSG habe die von ihm, dem Kläger, eingebrachten 

Beweismittel bzw die in der Akte befindlichen Unterlagen - zB Bescheinigung der Firma T.      -

       GmbH vom 12.12.2007 sowie Übersicht mit dem Titel "Glaubhafter Nachweis der Höhe der 

Jahresendprämie mit geeigneten Dokumenten" vom 10.1.2011 - nicht hinreichend gewürdigt, 

greift er die Beweiswürdigung des LSG an und macht damit einen Verstoß gegen § 128 Abs 1 

S 1 SGG geltend. Auf die Verletzung dieser Vorschrift kann eine Nichtzulassungsbeschwerde je-

doch nach der Bestimmung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht gestützt werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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